Im Auftrag von LR Mag. Christian Ragger übermittle ich Ihnen folgende
Antworten zu Ihrer Anfrage bezüglich der Hypo-Bank:

Zu 1 und 2:

Den Beschluss über die Verlängerung der Landeshaftungen für die Hypo Alpe
Adria Bank haben alle 36 Abgeordneten aller im Landtag vertretenen Parteien
am 22. April 2004 gefasst. Aus heutiger Sicht ist es gewiss schwer
verständlich, dass damals niemand auf die Idee kam, die Höhe der Haftungen
zu begrenzen. Kein Landtagsabgeordneter konnte damals ahnen, dass die
Haftungen nach diesem Beschluss unverhältnismäßig gesteigert worden sind.
Sehr wohl bekannt war dies in der Pfandbriefstelle, die eine
Solidargemeinschaft aller Bundesländer ist. Es haben alle Bundesländer, mit
Ausnahme Wiens, akzeptiert, dass Kärnten seine Haftungen bis 2007 massiv
ausgeweitet hat.

Dr. Horst Felser, Leiter der Finanzabteilung des Landes Kärnten und
stellvertretender Aufsichtskommissär der Kärntner Landesholding, der seit
1993 Gast in den Aufsichtsratssitzungen der Hypo Alpe Adria war, stand als
Auskunftsperson für die Abgeordneten zur Verfügung.

Er sagte kürzlich vor dem Hypo-Untersuchungsausschuss: Es sei damals nicht
absehbar gewesen, dass hier ein echtes Risiko für das Land entsteht. Man
habe den Wirtschaftsprüfern der Bank vertraut und in Einzelfällen â€“ etwa
bei der Kapitalerhöhung 2006 â€“ Nachschaurechte in die Hypo-Bücher genutzt.

Zu verweisen ist darauf, dass auch die Ratingagenturen Standard & Poor's
(S&P) und Moody´s Investor Service bis 2006 nur Positives über die Hypo
geschrieben haben.

Für einen Abgeordneten war 2004 nicht erkennbar, wohin die Hypo steuert,
daher kann eine persönliche Verantwortung dafür nicht gegeben sein.

Beurteilen Sie nicht mit dem Wissenstand von heute, einen zugegebenermaßen
höchst negativen Sachverhalt, der mit dem Wissen von 2004 so keinesfalls
erkennbar war!



Zu 3: Auskünfte des Managements, Jahresbilanzen 2001 bis 2004, Auskünfte
Dr. Felsner, Berichte der Ratingagenturen Standard & Poor's (S&P) und
Moody's Investor Service.



Zu 4: LR Mag. Ragger sieht seine Aufgabe darin, an der Aufklärung
mitzuarbeiten, wie es zu dem Desaster kommen konnte. Es gibt drei
Zeitabschnitte: Die so genannte â€žKärntner Zeitâ€œ bis 2007, die bereits
umfassend beleuchtet worden ist. Die Ära der Bayern LB bis zur
Verstaatlichung und danach die Strecke, als der Bund (Finanzministerium)
die Bank geführt hat. Die letzteren beiden Zeitabschnitte liegen großteils
im Dunkeln. Man muss wissen, dass z.B. während der Bayern-Ära Hunderte
Millionen € auf Jersey durch Spekulationen verloren worden sind oder
Leasinggesellschaften der Hypo in Bulgarien und der Ukraine um Hunderte
Millionen € betrogen worden sind.

Frappierend ist ein Vergleich: Der Schaden der Hypo liegt bei über 10
Milliarden, also bei über 10.000 Millionen Euro. Strafrechtlich
aufgearbeitet wurden bisher nur Fälle mit einer Schadenssumme von
zusammengerechnet nicht mehr als 40 Millionen Euro. Da bedeutet, dass mehr
als 99 % des Schadens gerichtlich noch gar nicht aufgearbeitet ist.

Als Jurist verfügt LR Mag. Ragger u. a. über Informationen, dass die
Hypo-Bank nach der Verstaatlichung nicht ordnungsgemäß entsprechend dem
Aktiengesetz geführt worden ist. Hinweise dafür findet man u. a. auch im
Prüfbericht der Kommission von Dr. Irmgard Griess. Daraus leitet sich auch
ab, dass das Land Kärnten als Haftungsträger Regressansprüche an den
Haftungsnehmer, den Verantwortlichen für die Bank, in diesem Fall den Bund,
hat. Denn die Haftung bleibt nur solange aufrecht, solange die
Bankgeschäfte gesetzeskonform erledigt werden. Die Kärntner Landespolitik
wird in den nächsten Jahren viel Wissen und Sachverstand benötigen, um
Ansprüche, die gegen das Land Kärnten erhoben werden könnten, abzuwehren.
Da kann LR Ragger einen wichtigen Beitrag leisten.

Sehr geehrter Herr Wallisch,

herzlichen Dank für Ihr Email zu Fragen der Hypo-Haftungen, das mir die
Gelegenheit gibt, zu einigen scheinbar noch immer bestehenden Unklarheiten
Stellung zu beziehen.

Gestatten Sie einen kurzen historischen Abriss:

Bis zum Jahr 1990 war die Kärntner Landes- und Hypothekenbank eine kleine
Provinzbank, die sich auf die Vergabe von Landes- und Hypothekarkrediten
fokussierte. Um diese Bank, die damals zu 100% im Besitz des Landes Kärnten
war, bei der Erfüllung ihrer bodenständigen Bankgeschäfte zu
unterstützen, wurde mit dem Kärntner Landesholding-Gesetz vom 13. Dezember
1990 wie auch bei den Landeshypothekenbanken in allen anderen
Bundesländern üblich die Möglichkeit von Haftungsübernahmen durch das
Land eingeführt.

Das Haftungsvolumen betrug anfänglich 1,7 Milliarden Euro.

Die massiven Ausweitungen der Haftungen fanden ab dem Jahr 1999, dem Jahr
der Wiederwahl Dr. Jörg Haiders zum Landeshauptmann, statt.

- 1999: Bilanzsumme â‚¬ 4,4 Milliarden €“ Haftungsvolumen â‚¬ 3,8
Milliarden
- 2003: Bilanzsumme â‚¬ 12,7 Milliarden €“ Haftungsvolumen â‚¬ 8,4
Milliarden
- 2006: Bilanzsumme â‚¬ 31,0 Milliarden €“ Haftungsvolumen â‚¬ 24,7
Milliarden

Wissen muss man auch, dass die Haftungen nicht in den Haushaltsplänen und
bis 2004 auch nicht in den Rechnungsabschlüssen standen.

Der Rechnungsabschluss für das Haushaltsjahr 2005 wurde vom Landtag
abgelehnt, für die Folgejahre ließ Dr. Haider die Abschlüsse dann gar nicht
mehr abstimmen.

Im Jahr 2003 qualifizierte die EU-Kommission die Ausfallshaftungen als
bestehende und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare Beihilfen.

In einer Vereinbarung mit dem Wettbewerbskommissar beugte sich der damalige
österr. Finanzminister Grasser dieser Auffassung und sagte die Abschaffung
bis Ende 2004 zu.

Gemäß dieser EU-Vorgabe beschloss daher der Kärntner Landtag am 22. April
2004, dass Haftungen nur mehr bis zum Jahr 2007 mit einer Laufzeit bis max.
2017 begründet werden können.

Gleichlautende Beschlüße fassten auch die anderen österr. Bundesländer,
die ebenfalls für ihre Hypo-Banken hafteten!



Nun zu Ihren Fragen:

Ich fühle mich für das Desaster nicht verantwortlich, weil es zum damaligen
Zeitpunkt nicht absehbar war, dass sich das Haftungsvolumen nach dem
Landtagsbeschluss nahezu verdreifachen würde.

Ständig eingeforderte Informationen über die stark steigenden
Landeshaftungen gab es in der Folge weder von der Bank selbst (Dr.
Kulterer) noch von LH Dr. Haider sowie dem Finanzreferenten Pfeifenberger.

Der Anteil Kärntens zum Angebot an die Gläubiger beträgt 1,2 Milliarden
Euro. Damit ist Kärnten an die Grenze seiner maximalen Leistungsfähigkeit
gegangen.

Wenn es hilft, die Schuldenlast Kärntens spürbar zu reduzieren und damit
den Gestaltungsspielraum deutlich zu erhöhen, bin ich dafür, über die
Auflösung des Zukunftsfonds zur Schuldentilgung ernsthaft nachzudenken.

Sehr geehrter Herr Wallisch, ich ersuche Sie, mit den von mir gegebenen
Informationen in verantwortungsvoller Weise umzugehen.

Abschließend darf ich Ihnen und Ihren Schülerinnen und Schülern alles Gute
wünschen und verbleibe

mit freundlichen Grüßen

Dr. Peter Kaiser

Landeshauptmann
Sehr geehrter Herr Wallisch, 
herzlichen Dank für Ihre Email zu Fragen der Hypo-Haftungen. Ich erlaube mir dieses Schreiben, im Namen der SPÖ Landtagsabgeordneten, welche im Jahr 2004 im Landtag vertreten waren, zu verfassen. Ich möchte vorab zu einigen scheinbar noch immer bestehenden Unklarheiten Stellung nehmen. 
Die Rolle des Kärntner Landtages im Bezug auf die Landesbank stellt sich im historischen Kurzabriss wie folgt dar: 
I.          System Landeshaftungen
 
Die Landeshypothekenanstalten waren ursprünglich gemeinnützige Institute und hatten volkswirtschaftliche Aufgaben zu erfüllen. Ziel war es, Hypothekardarlehen zu günstigen Bedingungen an Schuldner im Land zu geben. Die Haftung allerdings war von Beginn an eine unbeschränkte Haftung. In der Folge wurden diese Hypothekenbanken in Aktiengesellschaften umgewandelt (1986). Davon unberührt blieben die Haftungen. 
In Kärnten war die Entwicklung ähnlich. Bereits 1990 ist es zu einer Änderung der Hypothekenanstalt in eine Aktiengesellschaft gekommen. Dazu wurde das Landesholdinggesetz geändert. Alleinaktionärin war die Kärntner Landesholding. 
Im Juni 2004 kam es zu einer Spaltung der Hypo Alpe Adria Bank AG – daraus entstanden die Hypo Bank Int. AG und die Hypo Group Alpe Adria. 
II.         Landeshaftungen und EU-Beihilfenrecht
Das System der Landeshaftung ist in der EU im Lichte des Beihilfenrechts bereits in den 90-Jahren unter Beschuss gekommen. Das Argument der Kommission gegen die Haftungen war, die Landesbanken könnten sich günstiger finanzieren als andere Geschäftsbanken, weil ihnen ja die unbeschränkte Haftung der Gebietskörperschaft zu Gute kommt. Das hat die Kommission bereits im Jahr 1999 als verbotene Beihilfe beurteilt. 
Es kam zu einem Kräftemessen zwischen der Europäischen Kommission und insbesondere Deutschland. Das Ergebnis war ein Kompromiss zwischen Deutschland und der Europäischen Kommission, die Anstaltslast bis zum Jahr 2005 auslaufen zu lassen. Nach den Kriterien der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zu diesem Zeitpunkt (1999) waren die Landeshaftungen als unzulässige Beihilfen zu qualifizieren. 
Der Kompromiss mit Deutschland wurde auf Österreich übertragen (BMfF Grasser/ BK Schüssel). Die Republik und die Europäische Kommission kamen überein, Haftungen und Garantien seien ab 2.4 2007 unzulässig. Für die Zeit 2003 bis 2007 wurde eine Übergangsfrist festgelegt. Für die während der Übergangsfrist eingegangenen Verbindlichkeiten sollte die Ausfallshaftung nur gelten, wenn die Laufzeit bis 2017 nicht hinausgeht.
Das waren die Grundlagen auf denen im April 2004 das Kärntner Landesholding Gesetz geändert wurde.
Diese „Althaftungen“ hatten, begründet in der Finanzkrise des Jahres 2008, leider große wirtschaftliche Schadensfälle zur Folge, wie etwa in Deutschland die Hypo Real Estate, die Hypo Vereinsbank, die HSH Nordbank, die WestLB und viele andere. Der Gesamtschaden in Deutschland ist im hohen dreistelligen Milliardenbereich zu beziffern.
Österreich trafen diese Altlasten in sämtlichen Bankstrukturen. Die meisten Banken wurden vom Staat zu 100% gerettet (ÖVAG, Kommunalkredit et al.). Bei der Hypo Alpe Adria geht man erstmals einen neuen Weg und versucht den Schaden steuerzahlerschonend zu begrenzen. Stichwort Zahlungsmoratorium, Schuldenschnitt und Rückkaufangebot des Landes Kärnten. 
III.        Unbeschränkte Haftung wird auf Rechtsnachfolger ausgedehnt
Mit dieser Änderung des Kärntner Landesholding Gesetzes wurde die unbeschränkte Haftung grundsätzlich - eingeschränkt um den Kompromiss mit der Europäischen Kommission (Übergangs- und Auslaufregime) - übernommen. Zusätzlich kam es zu einer Ausdehnung der Haftung des Landes gegenüber Gesamtrechtsnachfolgern der AG. Als Grund dafür wurde angegeben, es sei notwendig, weil ja eine Spaltung durchgeführt wurde, und dann mehrere Gesellschaften entstehen, für die auch gehaftet werden müsse (§ 5 Abs. 2 KLHG). 
Zu diesem Zeitpunkt standen dem Landtag Informationen zur Verfügung, die sich im Wesentlichen auf das Haftungsentgelt konzentrierten und die Haftung als etwas durchaus Positives darstellten. Von Risiken war keine Rede. Im Gegenteil, die finanziellen Auswirkungen dieser Haftungsübernahme für Dritte wurden nur in den Kosten für die Veröffentlichungen von Kundmachungen gesehen.
Einen weiteren wesentlichen Punkt bildeten die Informationen, die von der Bank kamen. Der Bankchef Kulterer wurde nicht müde, dem Landtag zu erklären, diese Ausweitung der Haftung für Rechtsnachfolger sei unbedingt notwendig, weil nur dadurch der Börsegang, der im Jahr 2007 geplant sei, möglich wäre. 
Der angestrebte Börsegang wurde faktisch partiell vorweggenommen. Die Landesholding begab 2005 eine „Pre-IPO“-Umtauschanleihe in der Höhe von 500 Millionen EUR. Das war nichts anderes als der vorweggenommene Zukunftsfonds. Der Wermutstropfen daran: Diese Anleihe sollte 2008 zurückgezahlt werden. Selbstverständlich aus den Erlösen des Börsegangs. 2006 kam es allerdings zu den Swap Verlusten und die Bank konnte sich überhaupt kein Geld mehr beschaffen. Der Einstieg von privaten Investoren und letztendlich der BayernLB war traurige Folge dieser Entwicklung.
Die Haftungen erreichten tatsächlich im Jahr 2006 ihren Höhepunkt in der Höhe von etwa 24,7 Milliarden EUR. 
 IV.       Was sagten die Kontrollorgane zu den Landeshaftungen?
Das Hilfsorgan des Kärntner Landtages – der Kärntner Landesrechnungshof – hatte im Landesrechnungsabschluss 2004 zu den Haftungen des Landes Kärnten festgestellt:
„Der gesamte Ermächtigungsrahmen des Kärntner Landtages für Haftungen umfasst bei 31.12.2004 rund 993,16 Millionen Euro, davon wurden Haftungen im Ausmaß von 111 Millionen Euro noch nicht in Anspruch genommen“. Haftungen wurden damals übernommen für die Landeskrankenanstalten- Betriebsgesellschaft (KABEG), Landesimmobiliengesellschaft (LIG) und den Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds (KWF). Bei den Haftungen HYPO Alpe Adria Bank International AG verwies der Landesrechnungshof nur auf die Einnahmen (Haftungsprovisionen). 
Dieses Szenario wiederholte sich zwanglos im Jahr 2009. In eigenen Kapiteln wurde das Haftungsentgelt „vereinnahmte Haftungsprovisionen“ mit EUR 13.228.781,00 gefeiert. Der Landesrechnungshof sprach von „positiver Abweichung gegenüber dem Vorjahr“. Der Bericht gipfelt in den Ausführungen „die Erträge aus Haftungen und Bürgschaften, die nahezu nur aus den Haftungsprovisionen der Hypo Alpe Adria Bank resultieren, lagen über rund 28% über dem Vorjahresergebnis“.
Erst im Jahr 2010 wird die Summe der Ausfallshaftungen für das Jahr 2009 vom Rechnungshof angegeben. Die Höhe der Ausfallshaftungen wurde in keinem Bericht des Landesrechnungshofs zuvor erwähnt. 
Als im Jahr 2007 die Bayern LB eingestiegen ist, wurde der Kärntner Landtag nicht befasst. Es trat erstmals ein Rechtsnachfolger auf, für den das Land die Haftung übernehmen und für den das Land eintreten musste. Den Bayern war dieses Szenario nicht geheuer und sie reklamierten in den Kaufvertrag die Pflicht des Verkäufers hinein, einen Nachweis zu erbringen, dass die Zustimmung des Kärntner Landtags für diese Veräußerung nicht notwendig wäre. Diesen Nachweis hat die Landesregierung durch einen Zehnzeiler eines subalternen Beamten erbracht. Die Verfassungsabteilung war nicht bereit, ein Gutachten zu diesem Punkt zu erstellen, wiewohl der Landesrechnungshof zu einem späteren Zeitpunkt den erwähnten Zehnzeiler als Gutachten würdigen sollte.
 V.        Notverstaatlichung
Der von mir geführte Landtagsklub hat damals gegen diesen Kaufvertrag gestimmt. 
VI.       Ihre konkreten Fragen
Wir fühlen uns für das Desaster nicht verantwortlich, weil es zum damaligen Zeitpunkt nicht absehbar war, dass sich das Haftungsvolumen nach dem Landtagsbeschluss nahezu verdreifachen würde.
Ständig eingeforderte Informationen über die stark steigenden Landeshaftungen gab es in der Folge weder von der Bank selbst (Dr. Kulterer), noch von LH Dr. Haider sowie dem Finanzreferenten Pfeifenberger. Selbst der Landesrechnungshof konnte seiner Prüfaufgabe nicht nachkommen.
Des Weiteren - bitte verstehen sie das nicht als Ausflucht - glaube ich, gerade Schüler sollten auch den rechtsstaatlichen Aspekt einmal gehört haben. Dem Gesetzgeber kann in einer Demokratie keine Schuldfähigkeit zukommen, da er durch die Gewaltenteilung gerade nicht exekutiv tätig wird. In einfachen Worten: Wenn Bankmanager, wovon viele schon rechtskräftig verurteilt wurden, nicht im Sinne der kaufmännischen Vorsicht oder sogar strafrechtlich beachtlich agieren, kann nicht der Gesetzgeber daran schuld sein.
Die wenn man so will, Kardinalfehler lagen in zwei Umständen begründet. Und zwar nicht im Beschluss des Jahres 2004, sondern vielmehr in den Verhandlungsergebnissen 2007 und 2009.
2007 wurde die Hypo Bank an die Bayern LB verkauft, man behielt, jedoch die Haftungen. Im Hypobericht sagt Frau Dr. Irmgard Griss: „Dass die Probleme (Anm: Finanzbedarf aufgrund der SWAP Verluste und der darauffolgenden „Pre-IPO“-Anleihe) doch nicht gelöst waren, liegt nicht an den Umständen unter denen der Anteilskauf zustande kam. Ein wesentlicher Grund war, dass die Haftung des Landes Kärnten für die Verbindlichkeiten von HBInt und HBA aufrecht blieb.“ 
 
„2.8. Zusammenfassende Bewertung
Mit dem Verkauf eines Mehrheitsanteils an die BayernLB schienen die Probleme der
Kapitalknappheit und des fehlenden Know‐how mit einem Schlag gelöst: Die HBInt
erhielt einen kapitalstarken Mehrheitseigentümer, der die Bank mit dem
notwendigen Kapital ausstatten würde und auch über das Know‐how verfügte, um
Risikomanagement und Kontrolleinrichtungen auf einen dem Geschäftsumfang
angemessenen Standard zu bringen; die Kärntner Landesholding erhielt die Mittel,
um die Umtauschanleihe zurückführen zu können.
Dass die Probleme doch nicht gelöst waren, liegt nicht an den Umständen, unter
denen der Anteilskauf zustande kam. Ein wesentlicher Grund war, dass die Haftung
des Landes Kärnten für die Verbindlichkeiten von HBInt und HBA aufrecht blieb. Das
bedeutete bei gesicherten Verbindlichkeiten von 23 Mrd. EUR im Zeitpunkt des
Anteilsverkaufs, dass die BayernLB an die Verantwortung der Republik Österreich
appellieren konnte, als die HBInt durch einen sprunghaften Anstieg des
Wertberichtigungsbedarfs weiteres Kapital brauchte, obwohl die HBInt nunmehr die
österreichische Tochter einer bayerischen Bank war.“
[Bericht der unabhängigen Untersuchungskommission zur transparenten Aufklärung der Vorkommnisse rund um die Hypo Group Alpe‐Adria; Seite 131 und 132]
Josef Pröll ortete die „Geburtsstunde des Problems“ HYPO beim Verkauf der Kärntner Landesbank an die Bayern LB, bei welcher die Haftungen beim Bundesland Kärnten geblieben sind.
-       [Laut Aussage des Vizekanzlers und Finanzministers zur Zeit der Verstaatlichung im Untersuchungsausschuss des Parlaments]
2009 machte man bei den Verhandlungen zur Verstaatlichung den gleichen Fehler zum zweiten Mal. Hintergrund dürfte die Gier der damaligen Verhandler, 2007 Haider (BZÖ) und Martinz (ÖVP), 2009 Dörfler (FPK) und Martinz (ÖVP), gewesen sein, welche sich die Haftungsprovisionen für ihre Landesbudgets nicht entgehen lassen wollten. 
Natürlich muss nunmehr abseits der jeweiligen Verantwortungen, das bestehende Problem gelöst werden. Hierzu bietet Kärnten einen Anteil zum Angebot an die Gläubiger von 1,2 Milliarden Euro. Damit ist Kärnten an die Grenze seiner maximalen Leistungsfähigkeit gegangen. Nicht, um eine Schuld zu tilgen, sondern um ein Problem zu lösen. 
Wenn es hilft, die Schuldenlast Kärntens spürbar zu reduzieren und damit den Gestaltungsspielraum deutlich zu erhöhen, sind wir dafür, über die Auflösung des Zukunftsfonds zur Schuldentilgung ernsthaft nachzudenken.  
Sehr geehrter Herr Wallisch, ich ersuche Sie, mit den von mir gegebenen Informationen in verantwortungsvoller Weise umzugehen und verbleibe
 mit freundlichen Grüßen
 LAbg. Herwig Seiser
Klubobmann
Sehr geehrter Herr Wallisch,
vielen Dank für ihre Anfrage, die ich gerne beantworte. 
Bitte erlauben Sie mir einen kleinen historischen Exkurs, um das Haftungs-Thema korrekt zu erläutern:
       Der ursprüngliche Beschluss zu Landeshaftungen stammt aus dem Jahr 1990. Die Kärntner Landes- und Hypothekenbank war damals ein kleines, auf lokaler Ebene operierendes Institut, das sich auf die Vergabe von Landes- und Hypothekarkrediten fokussierte. Um diese Bank, die damals zu 100 Prozent im Besitz des Landes Kärnten war, bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen, wurde eine Haftungsübernahmen des Landes beschlossen. 
       2004 wurde im Kärntner Landtag nicht die Ausweitung der Haftungen beschlossen, sondern – einer EU-Vorgabe folgend – vielmehr die Abschaffung des Haftungsinstruments. Dies allerdings mit einer Übergangsfrist. Konkret sah der Beschluss vor, dass Haftungen nur mehr bis zum Jahr 2007 mit einer Laufzeit bis max. 2017 begründet werden konnten. Gleichlautende Beschlüsse fassten auch  andere österreichischen Bundesländer, die ebenso wie Kärnten für ihre Landeshypos Haftungen in Milliardenhöhe eingegangen waren.
       Die Kärntner Hypo (HAA, HBInt) war allerdings die einzige Landesbank, die während der Übergangszeit bis 2007 nicht, wie vom Gesetz intendiert, das Haftungsinstrument auslaufen ließ,  sondern vielmehr die Übergangszeit ausnutzte, um neue landesbehaftete Anleihen in zweistelliger (!) Milliardenhöhe auszugeben. Diese Vorgangsweise blieb der Kontrolle des Landtages entzogen, da die Haftungen bis 2004 nicht in den Rechnungsabschlüssen des Landes aufschienen bzw. nach 2004 die damals zuständigen Finanzreferenten dem Landtag keine Rechnungsabschlüsse vorlegten. 
       Ich darf Sie darauf hinweisen, dass Mitglieder des damals zuständigen Bankmanagements in der Zwischenzeit zu mehrjährigen Haftstrafen verurteilt wurden.
Ihre Frage, Herr Wallisch, ob ich einer „Ausweitung der Haftungen“ zugestimmt habe, muss ich folgerichtig mit einem klaren „Nein“ beantworten. Ich habe vielmehr den Beschluss zur Abschaffung des Haftungsinstruments mitgetragen. 
Auch wenn die Verantwortung für die danach folgenden schwerwiegenden Fehler – ich nenne hier nur exemplarisch den Verkauf der Hypo im Jahr 2007 unter Beibehaltung der Haftungen beim Land Kärnten – weder bei mir noch bei meinen Kollegen der Zukunftskoalition zu suchen ist, so bemühen wir uns dennoch mit allen Kräften, die dramatischen Folgen dieser Fehler zu bereinigen. Das Land Kärnten steht heute vor der größten Herausforderung seit dem Wiederaufbau. So richtig und wichtig es auch ist, Fehler der Vergangenheit aufzuzeigen und zu verfolgen – Gerichte, Kommissionen und parlamentarische Untersuchungsausschüsse sind damit seit Jahren beschäftigt –, so investiere ich alle meine Kräfte in die Lösung wesentlicher Zukunftsfragen wie die Absicherung unseres qualitativ hochwertigen Gesundheitssystems oder auch die zukünftige Leistungsangebotsplanung in unserem Sozialsystem. So lange jedoch das Damoklesschwert der Haftungen über uns schwebt, so lange werden uns in vielen Bereichen die Hände gebunden sein. Daher gilt es, alle Kräfte zu bündeln, um die zusätzlich schwere Schuldenlast von 1,2 Milliarden Euro, die wir zur Bereinigung der Haftungsfrage nun beitragen müssen, gemeinsam zu tragen. Angesichts der Verschuldungssituation des Landes wird auch über eine Auflösung des Zukunftsfonds nachzudenken sein – in der Hoffnung, dass wir nach dem Bereinigen der Altlasten gemeinsam an einer guten Zukunft für Kärnten arbeiten können.
Ich wünsche Ihnen, Herr Wallisch, viel Freude beim Unterrichten und Ihren Schülerinnen und Schülern eine erfolgreiche Lehrzeit und einen guten Start ins Berufsleben!
Mit freundlichen Grüßen 
Beate Prettner
Landeshauptmann-Stellvertreterin
Sehr geehrter Herr Wallisch! 
 
Danke für Ihre Nachricht! Ich schätze Ihr Engagement als Lehrer zur Thematisierung wichtiger politischer Beschlüsse des Kärntner Landtags sehr und darf Ihnen daher nachstehend gerne – wie folgt – als Beitrag zur Aufklärung in der Hypo-Causa antworten: 
Der Beschluss des Kärntner Landtags vom 22. April 2004, mit welchem eine Novelle des Kärntner Landesholding-Gesetzes beschlossen wurde, erfolgte einstimmig und wurde damit begründet, dass verpflichtend EU-Recht implementiert werden musste. Die pauschalen Ausfallshaftungen für Landesbanken wurden als wettbewerbsverzerrend qualifiziert und musste daher das Auslaufen der Haftungen im Kärntner Landtag beschlossen werden. Diesen Beschluss habe ich im Landtag mitgetragen, zumal die Alternative gewesen wäre, die Haftungen weiter zu führen. Das war aber definitiv keine Option und wäre auch europarechtswidrig.
Von meinem Büro, welches sämtliche Beschlüsse vorab prüft, wurde mir aus juristischer Sicht die Notwendigkeit der Anpassung an EU-Recht vor Augen geführt. Auch andere Bundesländern haben entsprechende Landtagsbeschlüsse gefasst. - Mit diesem Beschluss wurde daher das Auslaufen der Ausfallshaftung des Landes für die Bank überhaupt erst ermöglicht. Zudem hätten die Grünen im Kärntner Landtag aufgrund ihres damaligen Status als Interessensgemeinschaft keinerlei Möglichkeit gehabt Abänderungsanträge zu stellen und die akkordierte Übergangsregelung mit der Übergangszeit bis zum 1. April 2007 wurde auch nicht von den Grünen verhandelt; es handelt sich um eine Vereinbarung zwischen der EK und der Republik Österreich.
 Da in § 5 des Kärntner Landesholding-Gesetzes vor dem Hintergrund der Landeshaftungen umfassende Informations- und Kontrollrechte (Buch- und Betriebsprüfungen u.a.) der  Landesaufsicht (in Person des jeweiligen Finanzreferenten des Landes Kärnten bzw. dessen Stellvertreter) normiert sind, war grundsätzlich davon auszugehen, dass diese auch entsprechend wahrgenommen werden müssen und bei allfälligen tendenziell feststellbaren negativen Entwicklungen auch die Kündigung der Landeshaftung als unmittelbare Konsequenz möglich gewesen wäre. Wie in unserem Endbericht zum Hypo-U-Ausschuss und auch mehrfach vom Bundesrechnungshof bestätigt, wurden die gesetzlich geregelten umfassenden Kontroll- und Informationsrechte seitens des Landes – also seitens der freiheitlichen Finanzreferenten – nach erfolgtem Beschluss 2004 aber NICHT entsprechend wahrgenommen und hat dieser Umstand neben dem Versagen des Bundes, welches im Rahmen des aktuellen parlamentarischen Hypo-U-Ausschusses im Detail geklärt werden wird, zum Hypo-Debakel geführt.
 Der „Grundstein für das damalige Hypo-Drama“ wurde aber ganz klar mit dem Beschluss des Kärntner Landesholding-Gesetzes am 13.12.1990 gelegt – zu einem Zeitpunkt als die Grünen noch nicht im Kärntner Landtag vertreten waren, denn da wurden die Haftungen normiert. In diesem Zusammenhang erscheint auch erwähnenswert, dass im Finanzausschuss des Landtages damals sehr wohl über eine zeitliche Befristung der Übernahme der pauschalen Landeshaftung für zunächst 5 Jahre diskutiert wurde, diese jedoch bis zum Beschluss über das Auslaufen und Stoppen der Landeshaftung 2004 nicht zur Umsetzung gebracht wurde. Somit war es erforderlich, mit der Novelle vom 22. April 2004 das Auslaufen zu beschließen! 
Ich fühle mich für die Aufklärung zuständig und verantwortlich und ist dies mein Beitrag und mein politisches Anliegen! Entsprechend der Gewaltentrennung hätte die Exekutive, die Landesregierung, das Gesetz entsprechend umsetzen müssen, indem umfassende Informations- und Kontrollrechte zu wahren gewesen wären, was aber leider – ich verweise hier nochmals auf die Feststellungen insbesondere des Rechnungshofes – nicht erfolgte. 
Bereits 2007 wurde von mir als damals einzige Kontrollpartei im Kärntner Landtag klar eingefordert, dass der Rechnungshof die Haftungen und damit den zuständigen Finanzreferenten umfassend prüfen müsse. Dass meinen Warnrufen leider nicht rechtzeitig entsprochen wurde, was allerdings absolut erforderlich gewesen wäre, haben viele WählerInnen erkannt, indem die damalige für Finanzen zuständige Partei abgewählt wurde!
Ich darf also abschließend klarstellen, dass ich nach meinen Möglichkeiten agiert und kontrolliert habe und nach meinen Möglichkeiten aufgeklärt habe, sowie ich mit besten Wissen und Gewissen zum Wohle der KärntnerInnen auch als Teil der Lösung nun fungiere, was das Aufräumen des Debakels betrifft. 
 Da es sich um eine sehr heikle juristische Angelegenheit handelt, darf ich Sie für weitere fachliche Auskünfte zum Thema der aktuellen Heta-Abwicklung ersuchen, sich direkt an die zuständige Finanzreferentin, Frau LHStv. Dr. Schaunig, zu wenden!
Für ein persönliches Gespräch mit den Schülerinnen und Schülern stehe ich zB. im Rahmen meiner Sprechstunden oder nach Vereinbarung in meinem Büro gerne zur Verfügung, wenn Sie Interesse haben. 
Mit den besten Grüßen und alles Gute,
Ihr Rolf Holub 

Landesrat Rolf Holub
Landesrat für Umwelt, Energie, 
Nachhaltigkeit und Öffentlicher Verkehr
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